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Finanzierung einer Haushaltshilfe   
 
 
Haushaltshilfen unterstützen Sie bei täglich anfallenden Aufgaben, beim Einkauf, Kochen, Reinigen der 
Wohnung und auch bei der Kinderbetreuung. Je nach individueller Situation kommen zur Finanzierung 
verschiedene Kostenträger in Frage, wie die Kranken- und Pflegeversicherung, Renten- und 
Unfallversicherung, das Jugend- oder Sozialamt oder die Bundesagentur für Arbeit. Zudem ist es möglich für 
die Dienstleistung eine Steuerermäßigung zu erhalten.  
 
 

1. Haushaltshilfe in der Gesetzlichen Krankenversicherung (SGB V) 
 

Haushaltshilfe (§ 38 SGB V)  
Versicherten kann eine Haushaltshilfe zur Verfügung gestellt werden, wenn folgende Voraussetzungen  
erfüllt sind: 

▪ Die Weiterführung des Haushalts ist wegen eines Krankenhausaufenthaltes, einer Vorsorge- oder einer 
medizinischen Rehabilitationsmaßnahme nicht möglich. 

▪ Im Haushalt lebt ein Kind, das zu Beschäftigungsbeginn der Haushaltshilfe noch nicht 12 Jahre alt oder 
behindert und auf Hilfe angewiesen ist. In diesem Fall verlängert sich der Anspruch auf längstens 26 
Wochen. 

▪ Der Anspruch besteht nur, wenn eine andere im Haushalt lebende Person den Haushalt nicht 
weiterführen kann.  

▪ Darüber hinaus erhalten Versicherte, bei denen keine Pflegebedürftigkeit mit Pflegegrad 2, 3, 4 oder 5 
im Sinne des SGB XI vorliegt, auch dann Haushaltshilfe, wenn ihnen die Weiterführung des Haushalts 
wegen schwerer Krankheit oder wegen akuter Verschlimmerung einer Krankheit, insbesondere nach 
einem Krankenhausaufenthalt, nach einer ambulanten Operation oder nach einer ambulanten 
Krankenhausbehandlung, nicht möglich ist. Der Anspruch besteht längstens für die Dauer von vier 
Wochen. 

Kann die Krankenkasse keine Haushaltshilfe stellen oder besteht Grund, davon abzusehen, werden die 
Kosten für eine selbstbeschaffte Haushaltshilfe in angemessener Höhe erstattet. Für Verwandte und 
Verschwägerte bis zum zweiten Grad werden keine Kosten erstattet; die Krankenkasse kann jedoch die 
Fahrkosten und den Verdienstausfall ersetzen, wenn dies in einem angemessenen Verhältnis zu den sonst 
für eine Ersatzkraft entstehenden Kosten steht. 

Die Zuzahlung für die Leistung beträgt maximal 10 € pro Kalendertag. 
 

Haushaltshilfe als ergänzende Leistung zur Häuslichen Krankenpflege (§ 37 Abs. 1 SGB V)  
Haushaltshilfe wird als ergänzende Leistung zur Häuslichen Krankenpflege gewährt, wenn durch die 
Häusliche Krankenpflege ein Krankenhausaufenthalt vermieden oder verkürzt werden kann. Die häusliche 
Krankenpflege umfasst die im Einzelfall erforderliche Grund- und Behandlungspflege sowie 
hauswirtschaftliche Versorgung. Der Anspruch besteht bis zu vier Wochen je Krankheitsfall. In begründeten 
Ausnahmefällen bewilligt die Krankenkasse die häusliche Krankenpflege auch für einen längeren Zeitraum, 
wenn der Medizinische Dienst dies festgestellt hat. 
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Haushaltshilfe nach Schwangerschaft und Geburt (§ 24h SGB V) 
Versicherte Frauen erhalten nach § 24h SGB V Haushaltshilfe, soweit ihnen wegen ihrer Schwangerschaft 
oder der Entbindung die Weiterführung des Haushalts nicht möglich und eine andere im Haushalt lebende 
Person den Haushalt nicht weiterführen kann.  

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

2. Haushaltshilfe in der sozialen Pflegeversicherung (SGB XI) 
 

Pflegesachleistung (§ 36) und Verhinderungspflege (§39) 
Hauswirtschaftliche Versorgung ist Bestandteil der Pflegesachleistung nach § 36 SGB XI, die in der Regel von 
ambulanten Pflegediensten erbracht wird. Sie ist auch Bestandteil der Ersatzpflege bei Verhinderung der 
Pflegeperson (§ 39). 
 

Entlastungsbetrag (§45b SGB XI) 
Pflegebedürftige der Pflegegrade 1 bis 5, die ambulant gepflegt werden, können zur hauswirtschaftlichen 
Unterstützung einen einheitlichen Entlastungsbetrag in Höhe von bis zu 125 Euro monatlich in Anspruch 
nehmen. Für die Übernahme der hauswirtschaftlichen Tätigkeiten können nur zugelassene Anbieter 
eingesetzt werden. Fragen Sie bei Ihrer Pflegekasse nach, welche Anbieter in Frage kommen. 
 

Wer seinen Anspruch auf Pflegesachleistung nicht voll ausschöpft, kann den nicht für den Bezug von 
ambulanten Sachleistungen genutzten Betrag – maximal aber 40 Prozent des hierfür vorgesehenen 
Leistungsbetrages – für Entlastungsleistungen verwenden. Der Betrag dient der Erstattung von 
Aufwendungen, die den Pflegebedürftigen im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme von Leistungen 
der Tages- oder Nachtpflege, der Kurzzeitpflege, von zugelassenen Pflegediensten (sofern es sich um 
besondere Angebote der allgemeinen Anleitung und Betreuung oder Angebote der hauswirtschaftlichen 
Versorgung und nicht um Leistungen der Grundpflege handelt) oder von nach Landesrecht anerkannten 
niedrigschwelligen Betreuungsangeboten entstehen.  

 

Die Erstattung der Aufwendungen erfolgt auch, wenn für die Finanzierung der oben genannten Betreuungs- 
und Entlastungsleistungen Mittel der Verhinderungspflege eingesetzt werden. Wird die Leistung in einem 
Kalenderjahr nicht ausgeschöpft, kann der nicht verbrauchte Betrag in das darauffolgende Kalenderhalbjahr 
übertragen werden. 
 

 

Tipp für Eltern muskelkranker Kinder  
Stellt die Krankenkasse dem Versicherten eine Haushaltshilfe, so kann gleichwohl auch ein 
Anspruch auf Leistungen der Pflegekasse bestehen (§ 13 Abs. 2 SGB XI). Maßgebend ist, ob die 
Haushaltshilfe bereits die Pflege des pflegebedürftigen Kindes umfassend übernimmt oder nicht. 
Ist dies der Fall, erbringt die Pflegekasse i. d. R. keine weiteren Leistungen. Wird ein 
pflegebedürftiges Kind jedoch durch eine andere Person als die Haushaltshilfe gepflegt, oder 
versorgt die Haushaltshilfe ausschließlich weitere nicht behinderte Kinder der Familie, besteht der 
Anspruch auf Leistungen der Pflegekasse neben dem Anspruch auf eine Haushaltshilfe der 
Krankenkasse.  
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3. Haushaltshilfe in der Renten- oder Unfallversicherung  
(§ 28 SGB VI i. V. m. § 64, §74 SGB IX , § 42 SGB VII i. V. m. § 64, 74 SGB IX) 

 
Der Rentenversicherungs- oder Unfallversicherungsträger übernimmt die Kosten für eine Haushaltshilfe, 
wenn die Weiterführung des Haushalts wegen einer medizinischen Rehabilitation oder beruflichen 
Rehabilitation nicht möglich ist und ein Kind im Haushalt lebt, das bei Beginn der Haushaltshilfe das 12. 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder das eine Behinderung hat und auf Hilfe angewiesen ist und keine 
im Haushalt lebende Person den Haushalt weiterführen kann. Damit soll vermieden werden, dass sich z.B. 
der Ehepartner wegen der Weiterführung des Haushalts beurlauben lassen muss. 
 
 

4. Haushaltshilfe nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) 
 
§ 20 KJHG gewährleistet die Betreuung und Versorgung eines Kindes in Notsituationen. Ansprechpartner ist 
das örtliche Jugendamt. Voraussetzung ist, dass die Krankenkasse die Kosten nicht übernimmt. 

Wenn der Elternteil, der die überwiegende Betreuung des Kindes übernommen hat, aus gesundheitlichen 
oder anderen zwingenden Gründen ausfällt, so soll der andere Elternteil bei der Betreuung und Versorgung 
des im Haushalt lebenden Kindes unter folgenden Voraussetzungen unterstützt werden: 

▪ wenn er berufsbedingt nicht in der Lage ist, die Aufgabe wahrzunehmen und / oder 

▪ die Hilfe erforderlich ist, um das Wohl des Kindes zu gewährleisten und / oder 

▪ Angebote der Förderung des Kindes in Tageseinrichtungen oder in Tagespflege nicht ausreichen. 
 
 

5. Haushaltshilfe nach dem Gesetz zur Rehabilitation und Teilhabe von Menschen  
     mit Behinderungen ( SGB IX) 
 

Haushalts- oder Betriebshilfe und Kinderbetreuungskosten (§ 74 SGB IX) 
Anspruch auf Haushaltshilfe besteht wenn 

1. den Leistungsempfängern wegen der Ausführung einer Leistung zur medizinischen Rehabilitation oder 
einer Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben die Weiterführung des Haushalts nicht möglich ist, 

2. eine andere im Haushalt lebende Person den Haushalt nicht weiterführen kann und 

3. im Haushalt ein Kind lebt, das bei Beginn der Haushaltshilfe noch nicht zwölf Jahre alt ist oder wenn das 
Kind eine Behinderung hat und auf Hilfe angewiesen ist. 

 
Anstelle der Haushaltshilfe werden auf Antrag die Kosten für die Mitnahme oder für die anderweitige 
Unterbringung Ihres Kindes bis zur Höhe der Kosten der sonst zu erbringenden Haushaltshilfe 
übernommen, wenn die Unterbringung und Betreuung des Kindes in dieser Weise sichergestellt ist. 
 
Kosten für Ihre Kinderbetreuung können bis zu einem Betrag von 160 Euro je Kind und Monat übernommen 
werden, wenn die Kosten durch die Ausführung einer Leistung zur medizinischen Rehabilitation oder zur 
Teilhabe am Arbeitsleben unvermeidbar sind. 
 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_7/__2.html
https://www.betanet.de/medizinische-rehabilitation.html
https://www.betanet.de/berufliche-reha-leistungen.html
https://www.betanet.de/berufliche-reha-leistungen.html
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6. Haushaltshilfe nach dem Sozialhilfegesetz (SGB XII) 
 
Leistungen nach SGB XII sind grundsätzlich nachrangig. Einkommen und Vermögen werden überprüft und 
müssen innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Grenzen vorrangig eingesetzt werden, ebenso Leistungen 
anderer Kostenträger (s.o.). In der Regel ist ein vollständig ausgefüllter und eigenhändig (oder von einer 
bevollmächtigten Person) unterschriebener Sozialhilfeantrag erforderlich sowie verschiedene Nachweise, 
die zur Antragsbearbeitung benötigt werden.   
 
 
 
 
 
 
 

Hauswirtschaftliche Hilfe bei gleichzeitigem Pflegebedarf- Hilfe zur Pflege (§ 64b SGB XII) 
Pflegebedürftige der Pflegegrade 2, 3, 4 oder 5 haben Anspruch auf körperbezogene Pflegemaßnahmen 
und pflegerische Betreuungsmaßnahmen sowie auf Hilfen bei der Haushaltsführung als Pflegesachleistung 
(häusliche Pflegehilfe), soweit die häusliche Pflege durch andere Kostenträger nicht sichergestellt werden 
kann. Mehrere Pflegebedürftige der Pflegegrade 2, 3, 4 oder 5 können die häusliche Pflege gemeinsam in 
Anspruch nehmen.  
 

Hauswirtschaftliche Hilfe ohne Pflegebedarf (§70 SGB XII) 
Die Hilfe zur Weiterführung des Haushalts nach zählt zur sog. „Hilfe in anderen Lebenslagen“.  Personen mit 
eigenem Haushalt sollen Hilfe erhalten, wenn keiner der Haushaltsangehörigen den Haushalt fortführen 
kann und die Fortführung des Haushalts geboten ist (weil sonst z.B. die Auflösung des Haushalts droht oder 
kleine Kinder zu betreuen sind). Die Hilfe soll nur vorübergehend gewährt werden.  
 
 
 

 
Regelsatzerhöhung und bei Grundsicherung und Hilfe zum Lebensunterhalt (§ 28 Abs.1 SGB XII) 
 
Menschen, die Grundsicherung oder Hilfe zum Lebensunterhalt beziehen und dauerhaft Hilfe im Haushalt 
benötigen können eine Regelsatzerhöhung über die Anerkennung eines Mehrbedarfs zur Finanzierung der 
nötigen Hilfen im Haushalt erhalten.  

 
Zuschuss bei ausreichendem eigenen Einkommen (§ 27 Abs. 3 SGB XII) 
Personen, die ihren Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln und Kräften bestreiten können, jedoch einzelne 
im Haushalt erforderliche Tätigkeiten nicht verrichten können, erhalten auf Antrag einen angemessenen 
Zuschuss, wenn ihnen die Aufbringung der für die geleistete Hilfe und Unterstützung notwendigen Kosten 
nicht in voller Höhe zumutbar ist.  

 

  
 

Hinweis: 
Die Sozialhilfeleistung setzt ein, sobald dem Träger der Sozialhilfe die Notlage bekannt wird. Sie kann 
also nicht rückwirkend gewährt werden! 

Hinweis: 
Wenn damit eine stationäre Unterbringung in einem Heim oder einer ähnlichen Einrichtung verzögert 
oder verhindert werden kann, kann eine Haushaltshilfe zeitlich unbegrenzt gewährt werden.  
 

Achtung:   
Den Zuschuss erhält nicht, wer einen entsprechenden Anspruch auf Assistenzleistungen nach § 78 des 
Neunten Buches hat. 
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7. Steuerermäßigung nach dem Einkommensteuergesetz (§ 35 a EStG) 
 
Kosten für Pflege- und Betreuungsleistungen können steuermindernd geltend gemacht werden. Wurden 
Dienstleistungen für eine pflegebedürftige Person im eigenen oder dem Haushalt des Pflegebedürftigen 
erbracht und dafür Aufwendungen getätigt, kann im Rahmen der Steuererklärung eine Ermäßigung der 
Einkommenssteuer beantragt werden. Diese Steuerermäßigungen werden für jeden Haushalt nur einmal 
gewährt. Sie können von pflegebedürftigen Personen oder von deren Angehörigen in Anspruch genommen 
werden. Nur solche Aufwendungen führen zu einer Steuerermäßigung, die nicht durch die Leistungen der 
Pflegeversicherung oder im Rahmen des Persönlichen Budgets finanziert werden können. Auch werden nur 
Aufwendungen berücksichtigt, die nicht bereits als Werbungskosten, Betriebsausgaben, Sonderausgaben 
oder außergewöhnliche Belastung eingereicht wurden. Folgende Steuerermäßigungen sind möglich: 

▪ für geringfügige Beschäftigungen im Privathaushalt: 20 % der Aufwendungen, max. 510 Euro jährlich 

▪ für Beschäftigungsverhältnisse im Privathaushalt, für die Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung 
entrichtet wurden oder für die Inanspruchnahme von haushaltsnahen Dienstleistungen (s. u.), Pflege- 
und Betreuungsleistungen für pflegebedürftige Personen: 20 % der Aufwendungen, max. 4000 Euro 
jährlich. 

Zu den haushaltsnahen Dienstleistungen gehören Tätigkeiten, die keine handwerklichen Leistungen sind, 
die gewöhnlich durch Mitglieder des Haushalts erledigt werden und für die eine Dienstleistungsagentur 
oder ein selbständiger Dienstleister beauftragt wird. Das können z. B. Reinigungsarbeiten in der Wohnung, 
die Zubereitung von Mahlzeiten im Haushalt, die Pflege von Angehörigen durch einen Pflegedienst oder die 
Gartenpflege durch einen selbstständigen Gärtner sein.  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Nur Arbeitskosten einschließlich Fahrtkosten (keine Materialkosten) sind steuerlich begünstigt. Bei 
Rechnungen ist darauf zu achten, dass diese Kosten separat ausgewiesen werden. Es können nur 
Aufwendungen steuerlich geltend gemacht werden, wenn eine Rechnung vorliegt und die Zahlung auf ein 
Konto des  Erbringers der Leistung erfolgt ist, d.h. keine Steuerermäßigung bei Barzahlungen. 
 

Weiterführende Informationen 

▪ Infodienst-Blätter „Ausländische Hilfskräfte“, „Persönliches Budget“, „Ersatzpflege“ 

▪ Anleitung zur Einkommensteuererklärung / Haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse  
www.formulare-bfinv.de/ oder bei jedem Finanzamt erhältlich 

Hinweis für Eltern muskelkranker Kinder: 
Kinderbetreuungskosten können nicht als haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse  und 
Dienstleistungen steuerlich abgesetzt werden. Sie können aber als Sonderausgaben bis zu 
einem Höchstbetrag von 4.000 Euro im Jahr geltend gemacht werden (§ 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG). 
Ihr Kind darf das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Für behinderte Kinder können Sie 
auch darüber hinaus Betreuungskosten geltend machen. Als Nachweis gilt in der Regel der 
Schwerbehindertenausweis, der Bescheid des Versorgungsamtes, der Rentenbescheid oder ein 
ärztliches Gutachten. Die Behinderung muss vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetreten 
sein. Bewahren Sie Rechnungen und Überweisungsbelege immer auf. Denn Sie müssen Ihre 
Aufwendungen möglicherweise dem Finanzamt nachweisen. 
 

http://www.formulare-bfinv.de/

